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Verfassungsrechtliche Rechtfertigung von Grundrechtseingriffen 

Vorverständnis: Eingriff in den Schutzbereich eines Grundrechts = Beeinträchtigung, 
aber noch nicht ohne weiteres Verletzung des Grundrechts; 
Verletzung = unzulässige (verfassungs-/rechtswidrige) Beeinträchtigung. 

⇒ Beeinträchtigung zulässig, wenn verfassungsrechtlich gerechtfertigt. 

a) Verfassungsrechtliche Rechtfertigungsfähigkeit = Einschränkbarkeit: 
(Grundrechts-)Schranken (Schrankenvorbehalte) 

1. Grundrechte mit verfassungs-
unmittelbaren Schranken, 
selten: Art. 13 VII Hs. 1 GG 

Grundgesetz enthält selbst die Voraussetzungen 
für die Rechtfertigung eines Eingriffs in das 
Grundrecht 

2. Grundrechte mit einfachem 
Gesetzesvorbehalt, z.B. 
Art. 2 II 3 GG, Art. 8 II, Art. 10 II 1 GG 

Grundrecht durch (formelles) Gesetz oder auf-
grund eines Gesetzes (Rechtsverordnung, Sat-
zung, Verwaltungsakt, Urteil) einschränkbar 

3. Grundrechte mit qualifiziertem 
Gesetzesvorbehalt, z.B. 
Art. 5 II, Art. 10 II 2, Art. 11 II GG 

einschränkendes Gesetz muss 

− an bestimmte Situationen/Anlässe anknüpfen, 

− bestimmten Zwecken dienen oder 

− bestimmte Mittel benutzen 

4. Grundrechte ohne Gesetzesvorbehalt 
(Grundrechte mit „verfassungs-
immanenten“ Schranken), 
z.B. Art. 5 III, Art. 9 III GG 

Einschränkbarkeit nur durch kollidierende 
Grundrechte Dritter oder durch andere mit Ver-
fassungsrang ausgestattete Rechtsgüter 
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b) Grenzen für die Einschränkbarkeit von Grundrechten (= Schranken-Schranken) 

1. Gesetz(gebung): Zuständigkeit, Verfahren, Form, Art. 70 ff. GG 

2. Besondere Formvorschrift: Zitiergebot, Art. 19 I 2 GG (Besinnungs- und Warnfunktion) 
BVerfG: gilt nur für Grundrechte, die ausdrücklich durch Gesetz oder 

aufgrund eines Gesetzes eingeschränkt werden dürfen (enge Auslegung); 
gilt insb. nicht für Art. 2 I, Art. 3, 5, 12 und 14 GG 

3. Verbot des einschränkenden Einzelfallgesetzes, Art. 19 I 1 GG 

4. Wesensgehaltsgarantie, Art. 19 II GG (in der Praxis bislang ohne Bedeutung) 

5. Bestimmtheit; Normenklarheit (arg. Rechtsstaatsprinzip, Art. 20, 28 I GG) 

6. Verhältnismäßigkeitsgrundsatz = stimmige Mittel-Zweck-Relation = Übermaßverbot 
Formulierungsmuster: Der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit verlangt, dass ein Grundrechtseingriff einem 
legitimen Zweck dient und als Mittel zu diesem Zweck geeignet, erforderlich und angemessen ist (BVer-
fGE 118, 168 [193] – autom. Kontoabfrage, st. Rspr.). 

a) Zweck, den der Gesetzgeber mit der Beschränkung verfolgt, muss legitim sein, 
d.h. darf aus verfassungsrechtlichen Gründen verfolgt werden 

b) Eingriff muss als Mittel zur Erreichung dieses Zwecks sein 
aa) geeignet = zweckdienlich 
bb) erforderlich = notwendig („mildestes Mittel“) 
cc) angemessen = verhältnismäßig i.e.S.: Abwägung zwischen Gewicht des 

Grundrechtseingriffs und verfolgtem Zweck (Proportionalität, Zumutbarkeit) 
Formulierungsmuster: Das Gebot der Verhältnismäßigkeit i.e.S. verlangt, dass die Schwere 
des Eingriffs bei einer Gesamtabwägung nicht außer Verhältnis zu dem Gewicht der ihn recht-
fertigenden Gründen stehen darf (BVerfGE 118, 168 [195]). 
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Besonderheiten bei der Einschränkung vorbehaltloser Grundrechten 

Schranken: kein geschriebener Gesetzesvorbehalt, indes auch keine planwidrige Lücke 

⇒ „Schrankenanleihe“ (insb. Art. 2 I GG) unzulässig (BVerfGE 30, 173 [191 ff.] – Mephisto) 
Aber: Einschränkbarkeit ergibt sich aus systematischer Auslegung des Grundgesetzes: 

Grundsatz der Einheit der Verfassung, Gleichrangigkeit der Grundrechte 

⇒ Einschränkbarkeit durch kollidierendes Verfassungsrecht, insb. durch Grundrechte 
Dritter („verfassungsimmanente Schranken“; BVerfGE 28, 243 [261] – Kriegsdienst) 

⇒ auch vorbehaltlose Grundrechte sind nicht schrankenlos gewährleistet 

Schranken-Schranken: besondere Anforderungen an die Verhältnismäßigkeit 
Ziel: Zuordnung der kollidierenden Verfassungsgüter i.S. einer praktischen Konkordanz 

Formulierungsmuster: Gerät ein vorbehaltlos gewährleistetes Grundrecht mit anderen Verfassungs-
gütern in Widerstreit, muss ein verhältnismäßiger Ausgleich der gegenläufigen, gleichermaßen ver-
fassungsrechtlich geschützten Interessen mit dem Ziel ihrer Optimierung gefunden werden 
(vgl. BVerfGE 81, 278 [292] – Bundesflagge; K. Hesse) 

a) legitimer Zweck: nur Grundrechte Dritter oder 
andere mit Verfassungsrang ausgestattete Rechtsgüter 

b) Beschränkungsmittel = Gesetz: Vorbehalt des Gesetzes gilt bei vorbehaltslosen Grund-
rechten (Erst-recht-Schluss; BVerfGE 107, 104 [120] – Jugendstrafverfahren) 
aa) Geeignetheit         bb) Erforderlichkeit 
cc) Angemessenheit 

Formulierungsmuster: Die Beschränkung eines vorbehaltlosen Grundrechts ist nur angemessen, 
soweit dies zwingend erforderlich ist, um einer staatlichen Handlungspflicht (insb. der Schutzpflicht 
für ein kollidierendes Grundrecht) zu genügen, um insofern einen Verstoß gegen das Untermaßverbot 
zu vermeiden. 
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Zweistufige Prüfung 

im Rahmen der Rechtfertigung von Grundrechtseingriffen, 

insb. bei sog. Urteilsverfassungsbeschwerden 

1. Verfassungsmäßigkeit des beschränkenden Gesetzes: 

Prüfung der formellen und materiellen Verfassungsmäßigkeit 
des Gesetzes 

im Rahmen der materiellen Prüfung: 
insb. verfassungskonforme Auslegung des Gesetzes 

2. Verfassungsmäßigkeit des auf dem Gesetz beruhenden 
beschränkenden Einzelaktes (Urteils): 

Prüfung der verfassungskonformen Anwendung des Gesetzes 
im Einzelfall durch die Fachgerichte im Rahmen von deren Ent-
scheidungen (Urteilen u.a.) 

NB.: Selbstverständlich sind auch die Behörden im Rahmen ihrer Entschei-
dungen (Verwaltungsakte u.a.) zur verfassungskonformen Anwendung der 
Gesetze verpflichtet (Art. 1 III GG). Ihre Handlungen unterliegen jedoch zu-
nächst der Kontrolle der Fachgerichte (Art. 19 IV GG). Verfassungsbeschwer-
de zum BVerfG kann erst nach Erschöpfung des Rechtswegs erhoben werden 
(§ 90 II 1 BVerfGG); Beschwerdegegenstand ist dann aber in erster Linie das 
jeweilige Urteil des Fachgerichts. 
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Aufgabenverteilung zwischen BVerfG und Fachgerichten 

a) Pflichten der Fachgerichte 
Die Auslegung und Anwendung gesetzlicher Vorschriften ist Sache der Fachgerichte. 
Sie müssen dabei aber Bedeutung und Tragweite der Grundrechte beachten, damit 
deren wertsetzende Bedeutung auch auf der Rechtsanwendungsebene gewahrt bleibt 
(BVerfGE 7, 198 [205 ff.] – Lüth), insb. im Rahmen der auslegungsfähigen Tatbe-
standsmerkmale der anzuwendenden Vorschriften unter Berücksichtigung der beson-
deren Umstände des Falles (BVerfGE 99, 185 [196] – Helnwein). 

b) Kontrollumfang des BVerfG: keine „Superrevision“ 
Das BVerfG beschränkt sich darauf nachzuprüfen, ob die Fachgerichte „spezifisches 
Verfassungsrecht verletzt“ haben, d.h. ob sie den Grundrechtseinfluss ausreichend 
beachtet haben (BVerfGE 18, 85 [92 f.] – sog. Heck’sche Formel). 
Dagegen ist es nicht Sache des BVerfG, den Fachgerichten vorzugeben, wie sie den 
Streitfall im Ergebnis zu entscheiden haben (BVerfGE 94, 1 [9 f.] – DGHS). 

c) Grundrechtsverstoß 
Ein Grundrechtsverstoß liegt vor diesem Hintergrund nur dann vor, wenn 

− übersehen worden ist, dass bei Auslegung und Anwendung verfassungsmäßiger 
Gesetzesvorschriften Grundrechte zu beachten waren, 

− der Schutzbereich der zu beachtenden Grundrechte unrichtig oder unvollkommen 
bestimmt oder ihr Gewicht unrichtig eingeschätzt worden ist (BVerfGE 95, 28 [37] – 
Werkszeitung; 97, 391 [401] – sex. Missbrauch), und 

− die Entscheidung auf diesem Fehler beruht. 
 


